Pressemitteilung
Als würden 11 Jahre mit Hartz IV nicht reichen, plant die Bundesregierung mit einem sog. "Rechtsvereinfachungsgesetz" eine weitere Verschärfung des SGB II („Hartz IV-Gesetz“).

„Die Systeme der sozialen Absicherung sind in Bezug auf Bürgerfreundlichkeit, Vermeidung unnötiger Bürokratie und den nachhaltigen Einsatz knapper werdender Ressourcen neuen Anforderungen ausgesetzt. Dies gilt insbesondere auch für die Grundsicherung für Arbeitsuchende.“ So heißt es einleitend in der Begründung zu einem Gesetzentwurf aus dem Bundesarbeitsministerium, der in den nächsten Wochen im Bundestag und Bundesrat beraten und verabschiedet werden soll.

Doch was steht in diesem Gesetzentwurf wirklich?
Unter dem irreführenden Titel „Entbürokratisierungsgesetz“ bzw. „Rechtsvereinfachungs-gesetz“ ist ein ganzes Bündel an Detail-Änderungen im Wortlaut des SGB II geplant, die fast ausnahmslos auf Kosten der Interessen der Erwerbslosen gehen. Die Entrechtung der Arbeitslosengeld 2 – Berechtigten wird weiter ausgebaut. So soll u.a. in einer Reihe von Regelungen die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (oberstes Sozialgericht) aus den letzten Jahren „ausgehebelt“ werden. Vom Bundesverfassungsgericht geforderte Änderungen bleiben nicht umgesetzt.

Und wer anderes erhoffte: Die Pläne zur Abmilderung der Sonder-Sanktionsvorschriften für junge Erwachsene, ursprünglich von Arbeitsministerin Nahles angekündigt, werden in der vorliegenden Kabinettsvorlage nun doch nicht weiterverfolgt. Das ist mehr als bedauerlich.

Aktion vor dem Jobcenter Steinstrasse
Mit einer Aktion an der Steinstrasse haben der Erwerbslosenausschuss der Gewerkschaft ver.di und das Sozialforum Dortmund deshalb gesternvormittag die „Kunden“ des Jobcenters über die geplanten Verschärfungen informiert. Abends gab es zudem einen Vortrag zum gleichen Thema im Kulturhaus des Taranta Babu im Klinikviertel. Beides stand im Kontext des bundesweiten Aktionstags „AufRecht bestehen“ am 10. März. In diesem Rahmen fanden überall in der Republik entsprechende Protestaktionen statt.

Dokumente
Das Sozialforum hat zu dem Gesetzesvorhaben schriftlich Stellung genommen. Außerdem wurden die geplanten Rechtsänderungen in einer synoptischen Darstellung von uns ausführ-lich dokumentiert und mit Beispielen illustriert. Beide Dokumente sind über die Webseite http://agora.free.de/sofodo/erhoffte-entschaerfung-der-sanktionsvorschriften-bleibt-aus zu finden und dort auch von dort herunterladbar.
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